
Bundessozialgericht

:. ‚9.BY-55.81.73-:

Verkündet (m
727. Aug. 19 4

Amtsinspektor
Schriftführer

I m N a m e n d e 5 V o 1 k e 5

U r t e i 1

in dem Rechtsstreit

D............ODOCOOOOO.....l00000000'000000......lo

Klägerinnen und Revisionsklägerinnen,

Prozeßbevollmächtigter: ...........................

g e g e n

Beklagter und Revi5i0n5beklagter.

Der 9. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

.mündliche Verhandlung vom 27. August 1974 durch

die Richter Dr. B a r*c s e 1 , Dr. R e n n e r

und Dr. w u 1 f h o r s t und die ehrenamtlichen

Richter 8 r o s t und 5 z a b 1 e w 5 k i

für Recht erkannt:

Das Urteil des Hessischen Landess zielgerichts

vom 16. Mai 1973 wird aufgehoben.

Der Rechtsstreit wird zur neuen Verhandlung und

Entscheidung an das Landessozialgericht zurück-

verwiesen.
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9.5.9. ‚0,st-@.=.

Der 1916 _‚ebor ene Kauf mannsgehilfe Franz ? (F.),

n der Klägerin zu i) und Vater der Klögerinnen

und 3), ist am 3. August 1967 an einem Rezidiv

eines‚Gehi rntumor ver sterben° Er hatte im Mai 1967

See d„i gtenver orgung wegen der Folgen einer als

Soldat erlittenen Veruundung beider Füße mit Amputation

des linken Unterschenkels beantragt; dabei hatte er auf

einen 1966 eingetretenen Schlaganfall hingewiesen° Im

Februar 7968 beten die Klägerinnen um Bearbeitung des

von dem Verstorbenen estellten Antrages° Darauf

lehnte das Versorgungsamt mit Bescheid vom 29. April

1968 die Auszahlung einer Kannvez sorgung an die Erben

ab, weil dem Antragsteller zu Lebzeiten kein Teil—

versorgungs—Bescheid zugcestellt uorde nsei; aufgrund

einer versorgungs ertlichen Stellungn ahne versagte das

Versorgungsemt ihnen eine Hinterbliebenenversorgung,

veil F„ nicht an den Folgen von Wehreiensteinflüssen

v rstorten sei. Im Kai 1969 beantragte die l<lä gerin

) eine Uituenrente mit der Angabe, ihr Ehemann sei

am 17" Juli 1967 mit einer Venenentsündung i s Kranken—

haus gekommen und nach dem beigefügten Ausmug aus ein

Krankengeschichte bestehe ein Zusammenhang zwischen

Kliegsven unciung und Tedesleiden. Mit Schreiben vom

21„ AueCJUt 1969 lehnte das Versorgungsamt entsprechend
einer versorgungsärztlichen Stellungnahme zu dem

Llrnlnnblattauszug eine günstigere Entscheidung ab,

weil es nach der 1966 vorgenommenen Hirntumeroperation

zu ei..er Lähmung eer rechten Körperhälfte und infolge

des langen Krankenlagers zu einer Thrombophlebitis im

rechte n Bei n und dadurch zum Tod gekommen sei, Der

Hiders pruch, dem die Klägerin ein amtsärztliches Zeugnis

vom 9. Juli 19/7 über ei ne Minderung der Erwerbsfähig —

neit (ECE? von 70 v.H‚ „egen Kri egsverletzungsfolgen
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beifügte, wurde zurückgewiesen (Bescheid vom 27. August

1970). Dagegen erhob die Klägerin Klage beim Sozialgericht

(SG) Frankfurt am Main (S—1’l/V—426/70)° In diesem Ver—
fahren beantragte sie hilfsweise eine Beihilfe (5 48
Bundesversorgungsgesetz - BVG —). Diesen Antrag lehnte

das Versorgungsamt durch Bescheid vom 9. März 1971 mit

der.Begründung ab, nach versorgungsärztlicher Beurteilung

habe die schädigungsbedingte MdB nur 50 v.H. betragen.
Der Widerspruch, mit dem die Klägerin eine Verschlimmerung

im Zustand der Schädigungsfolgen geltend machte, wurde

zurückgewiesen (Bescheid vom 21. Mai 1971). Die dagegen

erhobene Klage (S—li/V—2SO/7i) wurde mit dem bereits an—
höngigen Rechtsstreit verbunden. Das SG wies die Klagen

ab (Urteil vom 9. November 1971). Im Berufungsverfahren
reichte die Klägerin eine ärztliche Bescheinigung von

Dr. H und Dr. T
_

(Bezirksanstalt für Nationale
Gesundheit in Troppau) vom 10. März 1972 ein. Dazu äußerte

sich der Versorgungsarzt Dr. P . Das Landessosial—

gericht (LSG) hat die Berufung zurückgewiesen (Urteil vom
16. Mai 1973): Die Versagung einer Hinterbliebenen-Teil—

versorgung sowohl nach 5 38 als nach 5 48 BVG sei nicht

ermessensfehlerhaft. Die Lungenentzündung und die
Thrombophlebitis im Bereich des rechten Beines, an denen

F. nach.dem Krankenhausbericht mit Sektionsbefund ver-
storben sei, sowie das in der Sterbeurkunde als Todet—

ursache angegebene Rezidiv eines Gehirntumors seien nicht

durch die Verwundung der Beine mit nachfolgender Amputation

des linken Unterschenkels verursacht worden. Höchst—

wahrscheinlich sei es infolge des wegen einer Lähmung

langen Krankenlagers nach der ersten Hirntumoroperation

des Jahres 1966 zur Venenentzündung und zum nachfolgenden

Tod gekommen. Diese Überzeugung, die auf der versorgungsr

ärztlichen Beurteilung beruhe, werde durch die ärztliche

Bescheinigung vom 10‚ März 1972 nicht widerlegt. Die darin

geäußerte Ansicht, der Krampfaderkomplex sei wahrscheinlich
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nach statischer Überlastung des rechten Beines entstanden,

sei differentieldiagnostisch nicht durchdiskutierto Die

Thrombo;hlebitis oder tiefe Phlebothrembose hätten die

behandelnden Ärzte vor allem für eine Zeit nach der
ersten Hirntumoroperation beschrieben° In dieser Zeit

hätten jedoch Überlestungsbeschwerden wegen des langen

Krankenlagers, des für eine schicksalsmäßige Thrombo—

phlebitis prädisponiert habe, kaum oder gar nicht auf—

treten kSnnen° Eine Beihilfe nach 5 48 Abs° 1 BVG komme

nicht in Betracht, weil der Grad der schädigungsbe—

dihgtcn MdB bei Po nur 50 v°Ho betragen habe° Die Ver»

wundung.em rechten Fuß habe lediglich Narben ohne eine

meßbare MdB ab Antragstellung nach den Maßstäben des

BVG hinterlassen. Befunde, die zum Abgehen von der

Regelbewertung veranlaßten, seien nicht bekannt ge—

werden, zumal 12 Jahre nach der Verwundung Splitter im

rechten Fuß entfernt worden seien. Selbst ein beson—

deres berufliches Betroffensein i.S. des 5 30 Abs. 2

BVG ktnnte, falls es unterstellt werde, nach Lage des

Falles nur zu einer Höherbewertung der MdB um 10 V.H.

führen.

Die Klägerinnen haben gegen das per Einschreiben am
30. Mai 1973 ebgesandte Urteil mit einem am 13. November

1973 beim Bundessozialgericht (BSG) eingegangenen

Schreiben unter Vorlage eines Armutszeugnisses Re isi0n

eingelegt° Der Senat hat ihnen durch Beschluß vom

26. März 1974, der dem ihnen beigeordneten Prozeß—

bevollmächtigten am 2. April 1974 zugestellt werden

st, das Armenrecht bewilligte Mit der sodann am

0. April 1974 von dem Prozeßbevollmächtigten einge—

egten Revision rügen die Klägerinnen als wesentliche

erfahrensmängel eine Verletzung der 55 103 und 128

ozialgerichtsgesetz (SGS). Das LSG hätte'den Akten

nicht entnehmen können, daß nach der ersten Hirntumor«

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Operation des Jahres 1966 ein langes Krankenlager bestanden
und wie lange es gedauert habe. Nach der ärztlichen Be—
scheinigung vom 10. März 1972 könnte. selbst wenn in ihr,

wie das LSG angenommen habe, der ursächliche Zusammenhang

falsch beurteilt werden sei, die Thrombophlebitis schon

vor der durch den Hirntumor verursachten linksseitigen
Lähmung entstanden sein; dann sei aus der Bescheinicung

zu entnehmen, daß die wiederholte Thrombophlebitis nicht

mit der Lähmung und dem längeren Krankénlager zusammen—
gehangen habe. Dies habe das LSG übersehen. Das Berufungs—

gericht hätte aber aufklären müssen, wenn F. zum ersten

Mal an Thrombophlebitis erkrankte. Da der Verstorbene am

rechten Unterschanel infolge des Durchschusses zahlreiche

ausgedehnte Narben gehabt habe, könnten diese Verwundungs—

folgen zu Gefäßverletzungen geführt haben und hätten es

GUChgetan. Die Strömungsverlangsamung des Blutes spiele
eine Hauptrolle für das Entstehen einer Thrombophlebitis.

Die Versorgungsärzte hätten die Narbenbildung, die die

Thrembophlebitis, u.U. nur im Zusammenwirken mit der

späteren Lähmung oder dem operationsbedingten-Krankenlager,

hätten begünstngn können, nicht beachtet. Daher hätte

das LSG deren Beurteilung nicht seiner Entscheidung zu—
grunde legen dürfen. Es sei nicht auszuschließen, daß das

LSG bei_Vermcidung dieser Verfahrensfchler über die
Zusammenhangsfrage als Voraussetzung für die Ermessens-

ausübung zugunsten der Klägerinnen entschieden hätte.

Bei der Feststellung der MdB für die Zeit des Versorgungs—

antragos habe das LSG zu Unrecht angenommen, außer der

Amputation hätten keine Schädigungsfolgen mit einer meß—

baren NdE bestanden. Die Klägerin zu 1) habe aber dazu

vorgetragen, daß ihr Ehemann am rechten Knöchel eine

offene Hunde von den Splittern gehabt habe. Dies habe das

LSG übersehen. Es hätte Näheres darüber aufklären müssen.

Die Narben könnten wegen der Thrombophlebitis infolge

mangelhafter Durchblutung des rechten Unterschenkels
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aufgebrochen sein.

Die Klägerinnen beantragen,

O
.

C
)

5 Ungef chtene Urtei.l aufzuheben und die

mc} zur erneuten Verhandlung und Ent—

scheidung an das BQr ufungsgericht zurück—

zuver\;eisen. Gleichzeitig beantragen sie

ni lf yxeise, ihnen Wegen der Versäumung der

Re visionsfrist Wiedcrci ngctzung in den

v origen Stand zu gewähren,

Der Beklagte beantragt,

die Revision als unzulässig zu verwerfen.

II.

Die Revision ist nach der Bewilligung des Armenrechts

form— und fristgerecht eingelegt werden und auch statt—
haft, weil wenigstens Qine der Verfahrensrügen durch—

greift (65 164, 166, 162 Abs„ 1 Nr, 2 SGG; BSG l, 1503°

Einer „Wiedereinsetzung in den vorigen Stand (5 67 ggg)

05 nicht; denn die Zustellung des angefochtenen
Urteils, die vor der Aufnahme diplomati scher Beziehungen

am 11° “czcmbcr 1973 (BAnz v. 19.12„1973‚ Nr„ 237, 5° 5)

öffcntliCh att durch Ein: chreiben mit Rücl< schein hätte

vorgenommen werden müssen (65 14 und 15 Verwaltungs;
zustelltngsgeset2 — VWZG —; Urteil des erkennenden

Senats in SOZR Nr, 1 zu 5 14 VWZG und either ständige
‘

Rec tsprechung), hat die Fristen des % 164 Abs° 1 Satz 1

866 nicht in Lauf geseetzt (@ 64 SGG)° Das Rechtsmittel

ist insoweit erfolgreich, als der Rechtssstreit unter

\ufhebung des angefochtenen Urteils an das LSG zurück—
zuverveisen ist°
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Wie die Revision zutreffend rügt, ist das LSG unter

Verletzung seiner Pflicht, seine Überzeugung aus

dem Gesamtergebnis des.Verfahrcns zu gewinnen (5 128

Abs. 1 Satz 1 SGS), und seiner Sachaufklärungspflicht
(5 103 566) zu der Feststellung gelangt, die Thrombo—

phlebitis am rechten Bein des ?. sei vor allem nach

einem langen Krankenlager infolge der ersten Hirn—

tumoroperation des Jahres 1966 aufgetreten. Dies

hat das LSG nicht dem Bericht von Dr. H1 und

Dr. T“ vom 10. März 1972 entnehmen dürfen.

Diese Ärzte haben lediglich über wiederholte Er—

krankungen an Thrombophlebitis berichtet und eine er—

neute Erkrankung ab 17. Juli 1967 seitlich bezeichnet,

im übrigen aber nicht einmal angedeutet, wann das

Leiden begonnen hat. Ihre Darlegung, der variköse

Komplex sei wahrscheinlich nach statischer Überlastung

des rechten Beines entstanden„spricht eher dafür, daß

dem Auftreten dieser Störungen gerade nicht eine längere

B„ttruhe vorausgegangen war. Auch der Auszug aus der

Krankengeschichte läßt nichts über ein langes Kranken—

lager nach der ersten Operation 1966 und über das

erste Auftreten der Thrombophlebitis nach einer solchen

langen Bettruhe erkennen. Er ist anläßlich der Be—
handlung einer Thrombophlebitis ab 17._Juli 1967 ent—

standen und enthält zur Vorgschichte allein die ein—

schlägigd Angabe, nach der ersten Operation sei eine

Lähmung der rechten Körperhälfte aufgetreten und es

seien zwei Nach0perationen vorgenommen werden. Das

LSG hätte durch Anfragen bei den behandelnden Ärzten

genau klären müssen, wann die Thrombophlebitis zum!

ersten Mal auftrat und ob ihr insbesondere ein langes

Krankenlager infolge einer schädigungsunabhängigen

Lähmung und Hirntumoropération vorausging. Vor allem

hüttcn die Ärhte, die den Verstorbenen wiederholt
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operiert hatten, befragt werden müssen°

Für eine Entscheidung über die Frage, ob die Thrombo—

phlebitis durch die Vormundungsfolgen im Sinn der

versorgungsrechtlichen Kausalitätsnorm verursacht

wurde, hätte das LSG außerdem, wie die Revision zu—
treffend rügt, Genaues über den Zustand der Narben

am rechten Bein aufklären müssen, In den versorgungs—
ärztlichen Beurteilüngen, auf denen das angefochtene

Urteil beruht, ist der Narbenbefund nicht hinreichend

berücksichtigt worden°

Die Revision ist auch begründet° Möglicherweise hätte

das LSG über die Frage, ob die Thrombophlebitis eine
5ittelbare Verwendungsfolge war und ihrerseits den

d i.,s° der versorgungsrechtlichen Ursachenlehre mit—

te, anders entschieden, falls es die aufge—n

igten Verfahrensfehler vermieden hätte.

Die Revisionsrüge, welche die tatsächlichen Voraus—

setzungen für die schäoigungsbedingte MdB und die

davon abhängige Beihilfe nach % 48 BVG betrifft,

könnte für die endgültige Ents heidung unerheblich

sein, wenn nämlich der Beklagte bereit“ eine Teil—

versorgung entsprechend einem Rentenanspruch nach

@ 38 BVG ermessensf hlerhaft den Klägerinnen versagt

hat.
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Das LSG hat GUCh über die Kosten des Revisionsvcrfahrens

zu entscheiden°
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